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Vorwort

Die Gemeinde Aldenhoven ist Trägerin der Gemein-
schafts- und Ganztagshauptschule und der Käthe-Koll-
witz-Realschule Aldenhoven. Die Stadt Linnich ist Trä-
gerin der Gemeinschaftshauptschule und der Städtischen
Realschule Linnich.

Im Zuge der allgemeinen Schulentwicklung und durch
die Befragung der Eltern wurde der Bedarf für eine
Gesamtschule im Nordkreis Düren offensichtlich. Die
Schülerzahlen an den allgemeinbildenden Schulen sind
aufgrund der demografischen Entwicklung rückläufig.
Um die jeweiligen Schulstandorte mit einem bedarfs-
gerechten Schulangebot zu erhalten, auszubauen und zu
sichern, soll zum Schuljahr 2014/2015 eine interkommu-
nale Gesamtschule mit Teilstandorten in Aldenhoven und
Linnich errichtet werden.

Träger dieser interkommunalen Gesamtschule soll der
Schulzweckverband Aldenhoven-Linnich sein.
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B Verordnungen, 
 Verfügungen und Bekanntmachungen 
 der Bezirksregierung
251. Ergebnis der Feststellung nach § 15 Abs. 2a   

Bundes-Immissionsschutzgesetz für die Firma 
 Covestro Deutschland AG  41538 Dormagen

Bezirksregierung Köln 
Az. A15.1-300.0116/22

Köln, den 3. April 2023

Auf der Grundlage von § 15 Abs. 2a Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das durch 
Artikel 55 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) 
geändert worden ist, i. V. m. Erlass des Ministeriums für 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen, Az. 61.11.06.06 vom  
1. September 2021, wird Folgendes bekannt gegeben:

Die Firma Covestro Deutschland AG hat mit Schreiben 
vom 13. Juli 2022 gemäß § 15 Abs. 2a BImSchG in Ver-
bindung mit § 3 Abs. 5b BImSchG eine störfallrelevante 
Änderung der HB-Anlage, die Bestandteil eines Betriebs-
bereiches ist, auf dem Betriebsgrundstück im Chempark 
Dormagen, 41538 Dormagen (Gemarkung Worringen, 
Flur 33, Flurstücke 100, 109, 113) angezeigt. Die HCl-
Anlage ist genehmigungsbedürftig nach dem BImSchG.

Gegenstand der Anzeige sind folgende störfallrelevanten 
Änderungen: 

- Neue sicherheitsrelevante Anlagenteile nach  
Stoffinhalt 

- Neue und geänderte sicherheitsrelevante Anlagenteile 
nach Funktion 

Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde gemäß 
§ 15 Abs. 2 BImSchG daraufhin geprüft, ob der angemes-
sene Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten 
erstmalig unterschritten wird, räumlich noch weiter un-
terschritten wird oder ob eine erhebliche Gefahrenerhö-
hung ausgelöst wird. 

Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf da-
her keiner störfallrechtlichen Genehmigung nach § 16a  
BImSchG.

Im Auftrag 
gez.  M ö l l e r

ABl. Reg. K 2023, S. 194

252. Ergebnis der Feststellung nach § 15 Abs. 2a   
Bundes-Immissionsschutzgesetz für die Firma 

 Covestro Deutschland AG  41538 Dormagen

Bezirksregierung Köln 
Az. A15.1-300.0208/22

Köln, den 3. März 2023

Auf der Grundlage von § 15 Abs. 2a Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekannt-

machung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das durch 
Artikel 55 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) 
geändert worden ist, i. V. m. Erlass des Ministeriums für 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen, Az. 61.11.06.06 vom  
1. September 2021, wird Folgendes bekannt gegeben:

Die Firma Covestro Deutschland AG hat mit Schreiben 
vom 31. Oktober 2022 gemäß § 15 Abs. 2a BImSchG in 
Verbindung mit § 3 Abs. 5b BImSchG eine störfallrele-
vante Änderung der LPD-Anlage, die Bestandteil eines 
Betriebsbereiches ist, auf dem Betriebsgrundstück im 
Chempark Dormagen, 41538 Dormagen (Gemarkung 
Dormagen, Flur 1, 2, 51, Flurstücke 35, 36, 39, 758), an-
gezeigt. Die LPD-Anlage ist genehmigungsbedürftig nach 
dem BImSchG.

Gegenstand der Anzeige sind folgende störfallrelevanten 
Änderungen: 

- Neue sicherheitsrelevante Anlagenteile nach  
Stoffinhalt 

- Neue und geänderte sicherheitsrelevante Anlagenteile 
nach Funktion 

Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde gemäß 
§ 15 Abs. 2 BImSchG daraufhin geprüft, ob der angemes-
sene Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten 
erstmalig unterschritten wird, räumlich noch weiter un-
terschritten wird oder ob eine erhebliche Gefahrenerhö-
hung ausgelöst wird. 

Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf da-
her keiner störfallrechtlichen Genehmigung nach § 16a  
BImSchG.

Im Auftrag 
gez.  S c h i n t z

ABl. Reg. K 2023, S. 194

253. Ergebnis der Feststellung nach § 15 Abs. 2a   
Bundes-Immissionsschutzgesetz für die Firma  
Covestro Deutschland AG 41538 Dormagen

Bezirksregierung Köln 
Az. A15.1-300.0122/22

Köln, den 26. Mai 2023

Auf der Grundlage von § 15 Abs. 2a Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das durch 
Artikel 55 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) 
geändert worden ist, i. V. m. Erlass des Ministeriums für 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen, Az. 61.11.06.06 vom  
1. September 2021, wird Folgendes bekannt gegeben:

Die Firma Covestro Deutschland AG hat mit Schreiben 
vom 1. August 2022 gemäß § 15 Abs. 2a BImSchG in Ver-
bindung mit § 3 Abs. 5b BImSchG eine störfallrelevante 
Änderung der PPG3-Anlage, die Bestandteil eines Be-
triebsbereiches ist, auf dem Betriebsgrundstück im Chem-
park Dormagen, 41538 Dormagen (Gemarkung Worrin-
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gen, Flur 53, Flurstück 71), angezeigt. Die PPG3-Anlage 
ist genehmigungsbedürftig nach dem BImSchG. 

Gegenstand der Anzeige sind folgende störfallrelevante 
Änderungen: 

- Neue sicherheitsrelevante Anlagenteile nach  
Stoffinhalt

- Neue und geänderte sicherheitsrelevante Anlagenteile 
nach Funktion

Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde gemäß 
§ 15 Abs. 2 BImSchG daraufhin geprüft, ob der angemes-
sene Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten 
erstmalig unterschritten wird, räumlich noch weiter un-
terschritten wird oder ob eine erhebliche Gefahrenerhö-
hung ausgelöst wird. 

Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf da-
her keiner störfallrechtlichen Genehmigung nach § 16a  
BImSchG.

Im Auftrag 
gez.  M ö l l e r

ABl. Reg. K 2023, S. 194

254. Ergebnis der Feststellung nach § 15 Abs. 2a   
Bundes-Immissionsschutzgesetz für die Firma  

Bayer AG 41538 Dormagen

Bezirksregierung Köln 
Az. A15.1-300.0197/22

Köln, den 3. April 2023

Auf der Grundlage von § 15 Abs. 2a Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das durch 
Artikel 55 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) 
geändert worden ist, i. V. m. Erlass des Ministeriums für 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen, Az. 61.11.06.06 vom  
1. September 2021, wird Folgendes bekannt gegeben:

Die Firma Bayer AG hat mit Schreiben vom 21. Okto-
ber 2022 gemäß § 15 Abs. 2a BImSchG in Verbindung mit  
§ 3 Abs. 5b BImSchG eine störfallrelevante Änderung der 
MZT-Anlage, die Bestandteil eines Betriebsbereiches ist, 
auf dem Betriebsgrundstück im Chempark Dormagen, 
41538 Dormagen (Gemarkung Worringen, Flur 34, Flur-
stücke 3339), angezeigt. Die MZT-Anlage ist genehmi-
gungsbedürftig nach dem BImSchG. 

Gegenstand sind folgende störfallrelevante Änderungen:

- sicherheitsrelevante Anlagenteile nach Stoffinhalt

Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde gemäß 
§ 15 Abs. 2 BImSchG daraufhin geprüft, ob der angemes-
sene Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten 
erstmalig unterschritten wird, räumlich noch weiter un-
terschritten wird oder ob eine erhebliche Gefahrenerhö-
hung ausgelöst wird. 

Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf da-

her keiner störfallrechtlichen Genehmigung nach § 16a  
BImSchG.

Im Auftrag 
gez.  M ö l l e r

ABl. Reg. K 2023, S. 195

255. Ergebnis der Feststellung nach  § 15 Abs. 2a     
Bundes-Immissionsschutzgesetz für die Firma  
Covestro Deutschland AG 41538 Dormagen

Bezirksregierung Köln 
Az. A15.1-300.0014/23

Köln, den 26. Mai 2023

Auf der Grundlage von § 15 Abs. 2a Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das durch 
Artikel 55 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) 
geändert worden ist, i. V. m. Erlass des Ministeriums für 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen, Az. 61.11.06.06 vom  
1. September 2021, wird Folgendes bekannt gegeben:

Die Firma Covestro Deutschland AG hat mit Schreiben 
vom 21. Dezember 2022 gemäß § 15 Abs. 2a BImSchG 
in Verbindung mit § 3 Abs. 5b BImSchG eine störfallre-
levante Änderung des PET-Technikums, das Bestandteil 
eines Betriebsbereiches ist, auf dem Betriebsgrundstück 
im Chempark Dormagen, 41538 Dormagen (Gemarkung 
Worringen, Flur 34, Flurstück 340), angezeigt. Das PET-
Technikum ist genehmigungsbedürftig nach dem BIm-
SchG.

Gegenstand der Anzeige sind folgende störfallrelevanten 
Änderungen:

- Neue sicherheitsrelevante Anlagenteile nach  
Stoffinhalt

- Neue und geänderte sicherheitsrelevante Anlagenteile 
nach Funktion

Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde gemäß 
§ 15 Abs. 2 BImSchG daraufhin geprüft, ob der angemes-
sene Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten 
erstmalig unterschritten wird, räumlich noch weiter un-
terschritten wird oder ob eine erhebliche Gefahrenerhö-
hung ausgelöst wird. 

Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf daher 
keiner störfallrechtlichen Genehmigung nach § 16a BIm-
SchG.

Im Auftrag 
gez.  M ö l l e r

ABl. Reg. K 2023, S. 195

256. Ergebnis der Feststellung nach § 15 Abs. 2a   
Bundes-Immissionsschutzgesetz für die Firma  
Covestro Deutschland AG 41538 Dormagen

Bezirksregierung Köln 
Az. A15.1-300.0040/23

Köln, den 26. Mai 2023

Auf der Grundlage von § 15 Abs. 2a Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekannt-
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machung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das durch 
Artikel 55 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) 
geändert worden ist, i. V. m. Erlass des Ministeriums für 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen, Az. 61.11.06.06 vom  
1. September 2021, wird Folgendes bekannt gegeben:

Die Firma Covestro Deutschland AG hat mit Schreiben 
vom 23. Februar 2023 gemäß § 15 Abs. 2a BImSchG in 
Verbindung mit § 3 Abs. 5b BImSchG eine störfallrele-
vante Änderung der PPG 1+2-Anlage, die Bestandteil 
eines Betriebsbereiches ist, auf dem Betriebsgrundstück 
im Chempark Dormagen, 41538 Dormagen (Gemarkung 
Worringen, Flur 53, Flurstück 78, 79, 104), angezeigt. Die 
PPG 1+2-Anlage ist genehmigungsbedürftig nach dem 
BImSchG. 

Gegenstand der Anzeige sind folgende störfallrelevanten 
Änderungen: 

- Neue sicherheitsrelevante Anlagenteile nach  
Stoffinhalt

- Neue und geänderte sicherheitsrelevante Anlagenteile 
nach Funktion

Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde gemäß 
§ 15 Abs. 2 BImSchG daraufhin geprüft, ob der angemes-
sene Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten 
erstmalig unterschritten wird, räumlich noch weiter un-
terschritten wird oder ob eine erhebliche Gefahrenerhö-
hung ausgelöst wird. 

Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf da-
her keiner störfallrechtlichen Genehmigung nach § 16a  
BImSchG.

Im Auftrag 
gez.  M ö l l e r

ABl. Reg. K 2023, S. 195

C Rechtsvorschriften und 
 Bekanntmachungen anderer Behörden 
 und Dienststellen
257.  Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2022 des 
gemeinsamen Kommunalunternehmens „LEP-Fläche 

Euskirchen / Weilerswist Anstalt des öffentlichen 
Rechts“ (LEP-AöR), Euskirchen

– Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 –

Der Verwaltungsrat der LEP-AöR hat am 25. Mai 2023 
den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 und den 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2022 der LEP-Fläche 
Euskirchen/Weilerswist Anstalt des öffentlichen Rechts 
(LEP-AöR) festgestellt und beschlossen, den Jahresüber-
schuss in Höhe von € 0,00 mit dem Verlustvortrag aus 
dem Vorjahr in Höhe von € 10 000,00 zu verrechnen und 
den verbleibenden Verlust in Höhe von € 10 000,00 auf 
neue Rechnung vorzutragen.

Mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 
2022 und des Lageberichtes für das Geschäftsjahr 2022 

wurde die Dr. Heilmaier & Partner GmbH Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Kre-
feld, beauftragt. Diese hat mit Datum vom 3. Mai 2023 
den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss der Anstalt öffentlichen 
Rechts LEP-Fläche Euskirchen/Weilerswist AöR, Eu-
skirchen – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 
2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirt-
schaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Dar-
über hinaus haben wir den Lagebericht der Anstalt öffent-
lichen Rechts LEP-Fläche Euskirchen/Weilerswist AöR, 
Euskirchen für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2022 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der beigefügte Jah-
resabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften und den ergänzenden Vorschriften 
der KUV NRW und den ergänzenden Bestimmungen 
Anstaltssatzung und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens- und Finanzlage der Anstalt zum 31. Dezember 
2022 sowie ihrer Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 und vermittelt der 
beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der Anstalt. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs-
mäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts ge-
führt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts nach § 114a GO NRW in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unterneh-
men unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften 
und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verwal-
tungsrates für den Jahresabschluss und den Lagebericht
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Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Vorschriften der KUV 
NRW und den ergänzenden Bestimmungen der Anstalts-
satzung in allen wesentlichen Belangen entspricht, und 
dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Anstalt vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit 
den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung 
eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-
sentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetz-
lichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Anstalt zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 
dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten ent-
gegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausrei-
chende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebe-
richt erbringen zu können.

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwa-
chung des Rechnungslegungsprozesses der Anstalt zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – 
falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Ver-
stößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adres-
saten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 
hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentli-
cher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusam-
menwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollstän-
digkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-
kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prü-
fung des Jahresabschlusses relevanten internen Kont-
rollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts 
relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prü-
fungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-
teme der Anstalt abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz-
lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsme-
thoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzli-
chen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen-
heit des von den gesetzlichen Vertretern angewand-
ten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 
der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit der Anstalt zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
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Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gege-
benheiten können jedoch dazu führen, dass die Anstalt 
ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann.

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und 
den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der An-
gaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde lie-
genden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Anstalt 
vermittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 
Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unter- 
nehmens.

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-
setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientier-
ten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen 
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben 
sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidba-
res Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen 
Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung fest-
stellen.“

Der Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und 
Verlustrechnung und Anhang – sowie der Lagebericht der 
LEP-Fläche Euskirchen/Weilerswist Anstalt des öffent-
lichen Rechts für das Wirtschaftsjahr 2022 kann bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses in der Ge-
schäftsstelle des Kommunalunternehmens im Rathaus der 
Stadt Euskirchen, Kölner Straße 75, 53879 Euskirchen, 
Zimmer 123, während der Dienstzeit (Mo, Mi, Fr in der 
Zeit von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und Di, Do in der Zeit 
von 8.30 Uhr bis 16.30 Uhr) eingesehen werden.

Bekanntmachungsanordnung

Der vom Verwaltungsrat der LEP-AöR festgestellte 
und bestätigte Jahresabschluss 2022 der LEP-Fläche Eus-
kirchen/Weilerswist Anstalt des öffentlichen Rechts wird 
hiermit gemäß § 27 Abs. 3 Satz 1 Kommunalunterneh-
mensverordnung – KUV öffentlich bekannt gemacht.

Euskirchen, 30. Mai 2023

gez.   gez. 
Wolfgang H o n e c k e r Martin R e i c h w al d t 
Vorstandsvorsitzender Vorstandsmitglied

ABl. Reg. K 2023, S. 196

258. Bekanntmachung der Tagesordnung der  Ver-
bandsversammlung des Bergischen Abfallwirtschafts-

verbandes

170. Sitzung der Verbandsversammlung des Bergi-
schen Abfallwirtschaftsverbandes am Montag, dem  
19. Juni 2023, um 16.00 Uhr, im Seminarraum des 
Bergischen Energiekompetenzzentrums am Berkebach,  
51789 Lindlar

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1 Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der 
Tagesordnung und der Beschlussfähigkeit

2 Einführung und Verpflichtung von Mitgliedern und 
stv. Mitgliedern der Verbandsversammlung

3 Bestimmung eines Mitgliedes der Verbandsversamm-
lung zur Mitunterzeichnung der Niederschrift

4 Einwohnerfragestunde

5 Aktuelle Berichterstattung des Verbandsvorstehers 
und der Geschäftsführung

6 Zwischenbericht zum 31. März 2023

7 Feststellung des Jahresabschlusses 2022

8 Entlastung des Verbandsvorstehers für das Wirt-
schaftsjahr 2022

9 Benennung eines Wirtschaftsprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses 2023

10 Genehmigung von Eilentscheidungen

10.1 Übertragung der hoheitlichen Aufgaben der kommu-
nalen Abfallentsorgung von der Gemeinde Lindlar 
auf den BAV zum 1. Januar 2024

10.2 Abberufung und Bestellung von Arbeitnehmerver-
tretern im Aufsichtsrat der AVEA GmbH & Co. KG

11 Gremienbesetzung des Aggerverbandes

12 Regionale 2025 – Bergische Rohstoffschmiede

13 Sachstand :metabolon

14 Anträge

15 Anfragen und Mitteilungen

16 Verschiedenes

Nichtöffentlicher Teil

17 Genehmigung von Eilentscheidungen

18 Vertragsangelegenheiten

19 Auftragsvergaben

20 Gesellschafterversammlung der AVEA Verwaltungs- 
und Beteiligungs GmbH am 23. Juni 2023

21 Gesellschafterversammlung der AVEA GmbH & Co. 
KG

22 Gesellschafterversammlung der RELOGA Verwal-
tungs- und Beteiligungs GmbH
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23 Gesellschafterversammlung der RELOGA Holding 
GmbH & Co. KG

24 Anträge

25 Anfragen und Mitteilungen

26 Verschiedenes

Engelskirchen, den 24. Mai 2023

Vorsitzender der Verbandsversammlung 
gez. Ulrich  H e i m a n n

ABl. Reg. K 2023, S. 198

259. Verlust eines Dienstausweises 
 h i e r :  Stadt Bad Honnef der Bürgermeister

Der Dienstausweis Nr. 518 der Beschäftigten Anna 
Gambino, gültig bis zum 24. November 2024 ist verloren 
gegangen und wird hiermit für ungültig erklärt.

Der Dienstausweis der Stadt Bad Honnef Nr. 518 ausge-
stellt am 25. November 2019 auf den Namen Anna Gam-
bino ist verloren gegangen und wird deshalb für ungültig 
erklärt.

Der unbefugte Gebrauch des Ausweises wird strafrecht-
lich verfolgt. Sollte der Dienstausweis gefunden werden, 
wird gebeten, ihn der Stadtverwaltung Bad Honnef, FD 
11, Rathausplatz 1, 53604 Bad Honnef zuzuleiten.

Im Auftrag 
gez. Natalie  R o t h e

ABl. Reg. K 2023, S. 199

E Sonstiges
260. Liquidation 
 h i e r :  Musik- und Freizeitjugend Übach 2018 e. V.

Der Verein Musik- und Freizeitjugend Übach 2018 e. V. 
(VR 5874 Amtsgericht Aachen) ist gemäß Beschluss der 
Mitgliederversammlung vom 22. April 2023 und Eintra-
gung im Vereinsregister am 15. Mai 2023 aufgelöst wor-
den und befindet sich in Liquidation.

Der Liquidator, Herr Marco Thielscher, 52531 Übach-
Palenberg, Oderstraße 7, fordert alle Gläubiger des Ver-
eins auf – auch solche, die dem Verein bekannt sind – ihre 
Ansprüche anzumelden.

Der Liquidator
ABl. Reg. K 2023, S. 199

261. Liquidation 
 h i e r :  „Bürgerverein Montjoie e. V.“

Der Verein „Bürgerverein Montjoie e. V.“ (VR 80226 
des Amtsgerichts Aachen) ist aufgelöst. Gläubiger werden 
gebeten, ihre Ansprüche bei den Liquidatoren

1) Wolfgang Mathar, wohnhaft in 52156 Monschau, 
Haagweg 1 oder

2) Norbert Mauel, wohnhaft in 52156 Monschau, Kier-
berg 2,

anzumelden.

Die Liquidatoren
ABl. Reg. K 2023, S. 199

262. Liquidation 
 h i e r :  Naturisten-Familiensportfreunde 
 Niederkrüchten e. V.

Der Naturisten-Familiensportfreunde Niederkrüchten 
e. V. in Niederkrüchten (AG Mönchengladbach VR 3694) 
ist aufgelöst. Die Gläubiger des Vereins werden aufgefor-
dert, sich bei ihm zu melden.

Die Liquidatoren
ABl. Reg. K 2023, S. 199
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